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Satzung 
über die Erhebung von Beiträgen für die Verbesserung 

der zentralen Schmutzwasseranlage in der Gemeinde Kalbe  
 

 
 
Aufgrund der §§ 6 und 83 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) i. d. F. 
22.08.1996 (Nds. GVBl. S. 382), zuletzt geändert durch Gesetz vom 27.01.2003 (Nds. GVBl. 
S. 36) sowie der §§ 6 und 8 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) 
vom 08.02.1973 (Nds. GVBl. S. 41) i. d. F. vom 11.02.1992 (Nds. GVBl. S. 29), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 20.11.2001 (Nds. GVBl. S. 701), hat der Rat der Samtgemeinde Sit-
tensen in seiner Sitzung vom 18.10.2007 folgende Satzung beschlossen. 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Die Samtgemeinde Sittensen betreibt Kanalisations- und Abwasser-

reinigungsanlagen (öffentliche Abwasseranlage) zur zentralen Schmutzwasser-
beseitigung in der Gemeinde Kalbe als eine einheitliche öffentliche Einrichtung nach 
Maßgabe der Satzung über die Abwasserbeseitigung (Abwasser-
beseitigungssatzung) vom 18.10.2007. 

 
(2) Die Samtgemeinde Sittensen stellt einen neuen Kanal ausschließlich für die 

Schmutzwasserbeseitigung mit Anschluss an die zentrale Abwasserreinigungsanlage 
in Sittensen her. 
Zur Deckung des für diese Verbesserungsmaßnahmen entstehenden Aufwandes er-
hebt die Samtgemeinde, soweit der Aufwand nicht durch andere Weise gedeckt wird, 
Abwasserbeiträge (Verbesserungsbeiträge). 
 
 

§ 2 
Gegenstand der Beitragspflicht 

 
(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, die an das bisherige Beseitigungs-

system „Klärteiche“ in der Gemeinde Kalbe angeschlossen waren oder angeschlos-
sen werden konnten. 

 
(2) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist grundsätzlich das Grundstück im bürgerlich-

rechtlichen Sinne. 
 
 

§ 3 
Beitragsmassstab 

 
(1) Der Abwasserbeitrag wird nach einem nutzungsbezogenen Flächenbeitrag berech-

net. 
 

(2) Bei der Ermittlung des nutzungsbezogenen Flächenbeitrages werden für jedes Voll-
geschoss 100 % der Grundstücksfläche in Ansatz gebracht. 
Als Vollgeschoss gelten alle Geschosse, die nach landesrechtlichen Vorschriften 
Vollgeschosse sind. Ist eine Geschosszahl wegen der Besonderheiten des Bauwerks 
nicht feststellbar, werden bei gewerblich oder industriell genutzten Grundstücken je 
angefangene 3,50 m und bei allen in anderer Weise baulich genutzten Grundstücke 
je angefangene 2,20 m Höhe des Bauwerks (Traufhöhe) als ein Vollgeschoss ge-
rechnet.  
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(3) Als Grundstücksfläche gilt 

 
a)  bei Grundstücken, die im Bereich eines Bebauungsplanes liegen, die gesamte 

Fläche, wenn für das Grundstück im Bebauungsplan bauliche oder gewerbliche 
Nutzung festgesetzt ist, 

 
b)  bei Grundstücken, die über die Grenzen des Bebauungsplanes hinausreichen, 

die Fläche im Bereich des Bebauungsplanes, wenn für diese darin bauliche oder 
gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, 

 
c)  bei Grundstücken, für die kein Bebauungsplan besteht und die mit ihrer gesam-

ten Fläche im unbeplanten Innenbereich (§ 34 BauGB) liegen, die Gesamtfläche 
des Grundstücks, 

 
d)  bei Grundstücken, für die kein Bebauungsplan besteht und vom unbeplanten In-

nenbereich (§ 34 BauGB) in den Außenbereich (§ 35 BauGB) übergehen, die 
Flächen zwischen der jeweiligen Straßengrenze und einer im Abstand von 50 m 
dazu verlaufenden Linie; bei Grundstücken, die nicht an eine Straße angrenzen 
oder nur durch einen zum Grundstück gehörenden Weg mit einer Straße verbun-
den sind, die Fläche zwischen der der zugewandten Grundstücksseite und einer 
im Abstand von 50 m verlaufenden Linie, 

 
e)  bei Grundstücken, die über die sich nach lit. a) – d) ergebenden Grenzen hinaus 

bebaut oder gewerblich genutzt sind, die Fläche zwischen der jeweiligen Stra-
ßengrenze bzw. im Falle von lit. d) der der zugewandten Grundstücksseite und 
einer Linie hierzu, die in einer gleichmäßigen Tiefe verläuft, die der übergreifen-
den Bebauung oder gewerblichen Nutzung entspricht, 

 
f)  bei Grundstücken, für die durch Bebauungsplan eine Nutzung als Wochenend-

hausgebiet oder eine sonstige Nutzung ohne oder mit nur untergeordneter Be-
bauung festgesetzt ist (z.B. Dauerkleingärten, Schwimmbäder, Camping- und 
Festplätze - nicht aber Flächen für die Landwirtschaft, Sportplätze und Friedhöfe) 
oder die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) 
tatsächlich so genutzt werden, 75 % der Grundstücksfläche, 

 
g)  bei Grundstücken, für die durch Bebauungsplan die Nutzung als Sportplatz oder 

als Friedhof festgesetzt ist oder die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten 
Ortsteiles (§ 34 BauGB) tatsächlich so genutzt werden, sowie bei Grundstücken, 
für die durch Bebauungsplan die Nutzung als Fläche für die Lagerwirtschaft fes t-
gesetzt ist, die Grundfläche der an die Abwasseranlage angeschlossenen Bau-
lichkeiten geteilt durch die GRZ 0,2. Die so ermittelte Fläche wird diesen Baulich-
keiten dergestalt zugeordnet, daß ihre Grenzen jeweils im gleichen Abstand von 
den Außenwänden der Baulichkeiten verlaufen, wobei bei einer Überschreitung 
der Grundstücksgrenze durch diese Zuordnung eine gleichmäßige Flächener-
gänzung auf dem Grundstück erfolgt, 

 
h)  bei bebauten Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB) die Grundfläche der 

an die Abwasseranlage angeschlossenen Baulichkeiten geteilt durch die GRZ 
0,2. Die so ermittelte Fläche wird diesen Baulichkeiten dergestalt zugeordnet, 
dass ihre Grenzen jeweils im gleichen Abstand von den Außenwänden der Bau-
lichkeiten verlaufen, wobei bei einer Überschreitung der Grundstücksgrenze 
durch diese Zuordnung eine gleichmäßige Flächenergänzung auf dem Grund-
stück erfolgt, 
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i)  bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB), für die durch Planfeststellung, 
bergrechtlichen Betriebsplan oder diesen ähnliche Verwaltungsakte eine der bau-
lichen Nutzung vergleichbare Nutzung zugelassen ist (z.B. Abfalldeponie, Unter-
grundspeicher pp.), die Fläche des Grundstücks, die an die zentrale Schmutz-
wasserbeseitigungsanlage angeschlossen ist oder von ihr entwässert wird. 

 
(4) Als Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 2 gilt 

 
a)  soweit ein Bebauungsplan besteht, die darin festgesetzte höchstzulässige Zahl 

der Vollgeschosse, 
 

b)  bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse die 
Höhe der baulichen Anlagen festgesetzt ist, in Gewerbe-, Industrie- und Sonder-
gebieten i. S. von § 11 Abs. 3 BauNVO die durch 3,5 und in allen anderen Bau-
gebieten die durch 2,2 geteilte höchstzulässige Gebäudehöhe auf ganze Zahlen 
kaufmännisch gerundet, 

 
c)  bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse 

noch die Höhe der baulichen Anlagen sondern nur eine Baumassenzahl festge-
setzt ist, die durch 3,5 geteilte höchstzulässige Baumassenzahl auf ganze Zahlen 
kaufmännisch gerundet, 

 
d)  bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden dür-

fen, die Zahl von einem Vollgeschoss je Nutzungsebene, 
 

e)  die sich nach der tatsächlich vorhandenen Bebauung ergebenden Berechnungs-
werte nach lit. a) bis c), wenn die Zahl der Vollgeschosse nach lit. a), die Höhe 
der baulichen Anlagen nach lit. b) oder die Baumassenzahl nach lit. c) überschrit-
ten wird, 

 
f)  soweit kein Bebauungsplan besteht 

aa)  bei bebauten Grundstücken die höchste Zahl der tatsächlich vorhandenen 
Vollgeschosse, 

bb) bei unbebauten Grundstücken die Zahl der in der näheren Umgebung über-
wiegend vorhandenen Vollgeschosse, 

cc)  bei Grundstücken, die mit einem Kirchengebäude bebaut sind, für das Kir-
chengebäude die Zahl von einem Vollgeschoss, 

 
g)  soweit in einem Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Hö-

he der baulichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl bestimmt ist, bei Grundstü-
cken 
aa) für die durch Bebauungsplan eine Nutzung als Fläche für die Landwirtschaft 

festgesetzt ist,  
die Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse, 

bb)  für die durch Bebauungsplan eine Nutzung als Wochenendhausgebiet fest-
gesetzt ist, die Zahl von einem Vollgeschoss, 

cc)  die in anderen Baugebieten liegen, der in der näheren Umgebung überwie-
gend vorhandene (§ 34 BauGB) Berechnungswert nach lit. a) bis lit. c), 

 
h)  bei Grundstücken, für die durch Bebauungsplan eine sonstige Nutzung ohne o-

der mit nur untergeordneter Bebauung festgesetzt ist (z.B. Dauerkleingärten, 
Schwimmbäder, Camping-, Sport-  und Festplätze sowie Friedhöfe) oder die 
außerhalb von Bebauungsplangebieten tatsächlich so genutzt werden, die Zahl 
von einem Vollgeschoss, 
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i)  bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB), für die durch Planfeststellung, 
bergrechtlichen Betriebsplan oder diesen ähnliche Verwaltungsakte eine der bau-
lichen Nutzung vergleichbare Nutzung zugelassen ist, - bezogen auf die Fläche 
nach Abs. 3 lit. h) - die Zahl von einem Vollgeschoss. 

 
(5) Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB, § 

4 Abs. 4 oder § 7 BauGB-MaßnahmenG liegen, sind zur Ermittlung der Beitragsflä-
chen die Vorschriften entsprechend anzuwenden, wie sie bestehen für 

 
a)  Bebauungsplangebiete, wenn in der Satzung Bestimmungen über das zulässige 

Nutzungsmaß getroffen sind; 
 
b)  die im Zusammenhang bebauten Ortsteile, wenn die Satzung keine Bestimmun-

gen über das zulässige Nutzungsmaß enthält. 
 
 

§ 4 
Beitragssatz 

 
Der Beitragssatz für diese Verbesserung der öffentlichen Schmutzwasserbeseitigungsanlage 
beträgt 0,55 €/m², der nach § 3 errechneten nutzungsbezogenen Fläche. 
 
 

§ 5 
Beitragspflichtige 

 
(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Ei-

gentümer des Grundstücks ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, 
so ist anstelle des Eigentümers der Erbbauberechtigte beitragspflichtig. Bei Woh-
nungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur ent-
sprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig. 

 
(2) Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner. 

 
 

§ 6 
Entstehung der Beitragspflicht 

 
Die Beitragspflicht entsteht mit der betriebsfertigen Herstellung der nach § 1 Abs. 2 be-
schriebenen Anlage. 
 
 

§ 7 
Vorausleistung 

 
Auf die künftige Beitragsschuld können angemessene Vorausleistungen veranlagt werden, 
sobald mit der Durchführung der Maßnahme begonnen worden ist. Die Vorausleistung ist mit 
der endgültigen Beitragsschuld zu verrechnen, auch wenn der Vorausleistende nicht bei-
tragspflichtig ist. 
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§ 8 
Veranlagung, Fälligkeit 

 
Der Abwasserbeitrag (Verbesserungsbeitrag) wird durch Bescheid festgesetzt und einen 
Monat nach der Bekanntgabe des Bescheides fällig. Das gleiche gilt für die Erhebung einer 
Vorausleistung. 
 

§ 9 
Ablösung 

 
In Fällen, in denen die Beitragspflicht noch nicht entstanden ist, kann die Ablösung durch 
Vertrag vereinbart werden. 
 
Die Höhe des Ablösungsbetrages ist nach Maßgabe des in § 3 bestimmten Beitragsmaßsta-
bes und des in § 4 festgelegten Beitragssatzes zu ermitteln. 
 
Durch Zahlung des Ablösungsbetrages wird die Beitragspflicht endgültig abgegolten. 
 
 

 
§ 10 

Auskunfts- und Duldungspflicht 
 

(1) Die Abgabenpflichtigen und ihre Vertreter haben der Samtgemeinde bzw. dem von 
ihr Beauftragten jede Auskunft zu erteilen, die für die Festsetzung und Erhebung der 
Abgaben erforderlich ist. 

 
(2) Die Samtgemeinde bzw. der von ihr beauftragte Dritte können an Ort und Stelle er-

mitteln. Die nach Abs. 1 zur Auskunft verpflichteten Personen haben dies zu ermögli-
chen und in dem erforderlichen Umfange zu helfen. 

 
§ 11 

Datenverarbeitung 
 

(1) Zur Feststellung der sich aus dieser Satzung ergebenden Abgabepflichten sowie zur 
Festsetzung und Erhebung dieser Abgaben ist die Verarbeitung (§ 3 Abs. 3 NDSG) 
der hierfür erforderlichen personen- und grundstücksbezogenen Daten gemäß §§ 9 
und 10 NDSG (Vor- und Zuname der Abgabepflichtigen und deren Anschriften; 
Grundstücksbezeichnung nebst Größe und Grundbuchbezeichnung; Wasser-
verbrauchsdaten) durch das Finanz- und Steueramt sowie das Bau- und Umweltamt 
der Samtgemeinde zulässig. 

 
(2) Die vorgenannten Ämter dürfen die für Zwecke der Grundsteuer, des Liegenschafts-

buches, des Melderechts, der Wasserversorgung und der Abwasserentsorgung be-
kanntgewordenen personen- und grundstücksbezogenen Daten für die in Abs. 1 ge-
nannten Zwecke nutzen und sich die Daten von den entsprechenden Ämtern (Fi-
nanz- und Steuer-, Liegenschafts-, Einwohnermelde- und Grundbuchamt) übermitteln 
lassen, was auch im Weg automatischer Abrufverfahren erfolgen kann. 

 
 
 
 
 
 
 
 



 6 

§ 12 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig i.S. von § 18 Abs. 2 Nr. 2 NKAG handelt, wer vorsätzlich oder leicht-

fertig 
 

a) entgegen § 10 Abs. 1 die für die Festsetzung und Erhebung der Abgaben erfor-
derlichen Auskünfte nicht erteilt; 

 
b) entgegen § 10 Abs. 2 verhindert, dass die Samtgemeinde bzw. der von ihr Beauf-

tragte an Ort und Stelle ermitteln kann und die dazu erforderliche Hilfe verwei-
gert; 

 
 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 10.000 € geahndet werden. 
 
 

§ 13 
Inkrafttreten 

 
Diese Abgabensatzung tritt am Tage nach der Veröffentlichung in Kraft.  
 
Sittensen, den 18.10.2007 
 
 

SAMTGEMEINDE SITTENSEN 
 

(L.S.) 
 

 
Der Samtgemeindebürgermeister      
gez. Tiemann      


